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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 28. Mai 1952 

7 - 80601 - 1422/52 I 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


In der Anlage übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über das Abkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Königreich Belgien betreffend 
Gastarbeitnehmer vom 18. Januar 1952 

nebst Anlagen (Abkommen, Schlußprotokoll und Begründung) mit 
der Bitte, die Beschlußfassung des Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit. 

Der Bundesrat hat in seiner 83. Sitzung am 23. Mai 1952 gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allein-Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



Entwurf eines Gesetzes 

über das Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Königreich Belgien betreffend Gastarbeitnehmer 
vom 18. Januar 1952 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem am 18. Januar 1952 in Bonn Unter- 
zeichneten Abkommen zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und dem Königreich 
Belgien über Gastarbeitnehmer nebst Schluß- 
protokoll wird zugestimmt. 

Artikel 2 

Das Abkommen nebst Schlußprotokoll 
wird nachstehend mit Gesetzeskraft ver- 
öffentlicht. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der 
Verkündung in Kraft. 


Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich Belgien 

über Gastarbeitnehmer 


Der Präsident der Bundesrepublik Deutsch- 
land und Seine Majestät der König der 
Belgier von dem Wunsche geleitet, die gegen- 
seitigen Beziehungen zwischen den beiden 
Staaten auf sozialem Gebiete zu regeln, in 
der Erwägung, daß es vorteilhaft ist, den 
Austausch von Gastarbeitnehmern zwischen 
ihren Ländern zu fördern, und daß es not- 
wendig ist, die Grundsätze festzulegen, auf 
denen die Regelung dieses Austausches be- 
ruhen soll, sind übereingekommen, eine Ver- 
einbarung über Gastarbeitnehmer zu schließen 
und haben hierfür zu ihren Bevollmächtigten 
ernannt: 


Der Präsident der 
Bundesrepublik Deutschland: 

Julius S c h e u b 1 e , 
Ministerialdirektor im 
Bundesministerium für Arbeit 

Seine Majestät der König der Belgier: 

F. F. N. M u ü 1 s , 

Königlich Belgischer Botschafter 

die nach Austausch ihrer in guter und ge 
höriger Form befundenen Vollmachten nach 
stehende Bestimmungen vereinbart haben: 
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Artikel 1 

(1) Die vorliegende Vereinbarung findet 
auf Gastarbeitnehmer Anwendung, d. h. auf 
Staatsangehörige eines der beiden vertrag- 
schließenden Staaten, die sich in das Gebiet 
des anderen vertragschließenden Staates be- 
geben, um ihre Berufs- und Sprachkenntnisse 
zu vervollkommnen, indem sie bei einem 
Arbeitgeber ein Beschäftigungsverhältnis ein- 
gehen. 

(2) Die Gastarbeitnehmer können männ- 
lichen oder weiblichen Geschlechts sein und 
als Hand- oder Geistesarbeiter beschäftigt 
werden. Grundsätzlich sollen sie das Alter 
von 30 Jahren nicht überschritten haben. 

Artikel 2 

Die Gastarbeitnehmer sind berechtigt, ein 
Arbeitsverhältnis zu den in den folgenden 
Artikeln festgelegten Bedingungen einzu- 
gehen ohne Rücksicht auf die allgemeine Be- 
schäftigungslage und auf die besondere Be- 
schäftigungslage des jeweiligen Berufes. 

Artikel 3 

(1) Die Zulassungen von Gastarbeit- 
nehmern auf Grund der vorliegenden Ver- 
einbarung sollen für jeden der beiden Staaten 
die Zahl von 150 (einhundertfünfzig) jähr- 
lich nicht überschreiten. 

(2) Diese Beschränkung ist unabhängig von 
der Zahl der Gastarbeitnehmer, die sich be- 
reits auf dem Gebiet des einen oder des 
anderen Staates auf Grund einer Verlänge- 
rung ihres Gastarbeitnehmerverhältnisses be- 
finden, wie sie in Artikel 4 vorgesehen ist. Sie 
findet Anwendung, gleichgültig für welche 
Dauer die Genehmigungen im Laufe eines 
Jahres erteilt worden sind und zu welchem 
Zeitpunkt von ihnen Gebrauch gemacht 
wird. 

(3) Sollte dieses Kontingent im Laufe 
eines Jahres von den Gastarbeitnehmern des 
einen der beiden Staaten nicht erreicht wer- 
den, so darf dieser die Zahl der den Gast- 
arbeitnehniern des anderen Staates erteilten 
Genehmigungen weder herabsetzen noch den 
nicht in Anspruch genommenen Rest seines 
Kontingentes auf das folgende Jahr über- 
tragen. Das Kontingent von 150 Gastarbeit- 
nehmern gilt für die Dauer des Jahres vom 
1. Januar bis 31. Dezember. Das Kontingent 
kann in gemeinsamer Verständigung zwischen 
den zuständigen Behörden der beiden Staaten 


erhöht werden. Die Erhöhung ist auf Vor- 
schlag eines der beiden Staaten jeweils 
spätestens am 1, Oktober für das folgende 
Jahr zu bestimmen. 

Artikel 4 

(1) Die Dauer des Gastarbeitnehmerver- 
hältnisses ist auf einen Zeitraum von einem 
Jahr beschränkt. Dieser Zeitraum kann in 
Ausnahmefällen bis zu sechs Monaten ver- 
längert werden. 

(2) Grundsätzlich dürfen die Gastarbeit- 
nehmer nach Ablauf ihres Gastarbeitnehmer- 
verhältnisses nicht zum Zwecke des Ein- 
gehens eines anderen Arbeitsverhältnisses in 
dem Gebiet des Landes verbleiben, in dem 
sie als Gastarbeitnehmer tätig waren. 

Artikel 5 

Die Genehmigungen zum Eingehen eines 
Gastarbeitnehmerverhältnisses können unter 
dem Vorbehalt erteilt werden, daß die Gast- 
arbeitnehmer keine andere Erwerbstätigkeit 
ausüben oder kein anderes Beschäftigungs- 
verhältnis eingehen dürfen als dasjenige, für 
welches die Genehmigung erteilt worden ist. 

Artikel 6 

Die Genehmigungen zur Einstellung von 
Gastarbeitnehmern werden auf folgender 
Grundlage erteilt: 

a) Wenn der Gastarbeitnehmer ermächtigt 
wird, eine Arbeit zu übernehmen, die 
in der Regel von einem Arbeitnehmer in 
einem üblichen Beschäftigungsverhältnis 
ausgeübt wird, hat er Anspruch auf eine 
in dem Beruf und in dem betreffenden 
Bezirk übliche und normale Entlohnung. 

b) Alle anderen Gastarbeitnehmer müssen 
von ihrem Arbeitgeber eine Entschädi- 
gung erhalten, die ihrer Arbeitsleistung 
entspricht und die ihnen erlauben soll, für 
ihren Unterhalt aufzukommen. 

Artikel 7 

Die vertragschließenden Staaten ver- 
pflichten sich, keine Genehmigung zur Be- 
schäftigung von Gastarbeitnehmern zu er- 
teilen, ohne sich davon überzeugt zu haben, 
daß die Gastarbeitnehmer in der Beschäfti- 
gungszeit über ausreichende Mittel verfügen. 
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Artikel 8 

(1) Die Gastarbeitnehmer genießen bei der 
Anwendung der Gesetze, Vorschriften und 
Gebräuche hinsichtlich des Unfall- und Ge- 
sundheitsschutzes sowie der Arbeitsbedin- 
gungen in jeder Weise die gleiche Behandlung 
wie die Staatsangehörigen des Landes, in dem 
sich der Arbeitsort befindet. 

(2) Die Gastarbeitnehmer und ihre Arbeit- 
geber sind verpflichtet, die geltenden Vor- 
schriften im Bundesgebiet auf dem Gebiete 
der Sozialversicherung und der Arbeitslosen- 
versicherung und in Belgien auf dem Gebiete 
der sozialen Sicherheit einzuhalten. 

Artikel 9 

Die vertragschließenden Staaten ver- 
pflichten sich, darauf hinzuwirken, daß An- 
träge, die Gastarbeitnehmer betreffen, von 
allen Gebühren und Abgaben befreit werden 
mit Ausnahme von Verwaltungskosten. Diese 
Befreiung gilt in gleicher Weise und unter 
dem gleichen Vorbehalt für die den Be- 
teiligten gewährten Arbeits- und Aufent- 
haltsgenehmigungen. 

Artikel 10 

Die Gastarbeitnehmer, die von den Be- 
stimmungen des vorliegenden Abkommens 
Gebrauch machen wollen, müssen dies bei 
der Behörde ihres Staates beantragen, die mit 
der Bearbeitung der Zulassungsanträge der 
Gastarbeitnehmer für den betreffenden Beruf 
beauftragt ist. Sie müssen in ihrem Antrag 
alle erforderlichen Angaben machen und ins- 
besondere anführen, in welchem gewerblichen, 
kaufmännischen oder landwirtschaftlichen 
Betrieb sie beschäftigt werden sollen. Es ist 
Aufgabe der besagten Behörde, zu prüfen, 
ob der Antrag der entsprechenden Behörde 
des anderen Staates übermittelt werden soll. 

Artikel 11 

Um die mit der vorliegenden Verein- 
barung verfolgten Ziele zu erreichen und um 
soweit wie möglich allen den Personen zu 
helfen, die sich um eine Stelle als Gast- 
arbeitnehmer bewerben und nicht in der Lage 
sind, selbst einen Arbeitgeber zu finden, der 
sie als Gastarbeitnehmer einstellen will, ver- 
pflichten sich die vertragschließenden Staaten, 
den Austausch von Gastarbeitnehmern durch 
alle geeignet erscheinenden Maßnahmen zu 
erleichtern unter Mitwirkung der inter- 
essierten Organisationen. 


Artikel 12 

Jedes der vertragschließenden Länder wird 
dem anderen Land mitteilen, welche Be- 
hörden für die Durchführung der Verein- 
barung zuständig sind. 

Artikel 13 

Die Bestimmungen der vorliegenden Ver- 
einbarung berühren nicht die Verpflichtung 
der Gastarbeitnehmer, den in den Gebieten 
der vertragschließenden Staaten geltenden 
Gesetzen und Vorschriften über Einreise, 
Aufenthalt und Ausreise von Staatsangehöri- 
gen anderer Länder nachzukommen. 

Artikel 14 

Alle auftretenden Schwierigkeiten oder 
Unklarheiten in der Durchführung der Ver- 
einbarung werden unmittelbar zwischen den 
zuständigen Behörden der beiden vertrag- 
schließenden Staaten geklärt und einer 
Lösung zugeführt. 

Artikel 15 

(1) Die vorliegende Vereinbarung tritt mit 
ihrer Unterzeichnung in Kraft und bleibt bis 
zum 31. Dezember 1952 in Kraft. 

(2) Die Vereinbarung wird stillschweigend 
jeweils für ein weiteres Jahr verlängert, sofern 
sie nicht von einem der vertragschließenden 
Staaten vor dem 1. Juli zum Jahresende ge- 
kündigt wird. 

(3) Im Falle der Kündigung bleiben die 
auf Grund der vorliegenden Vereinbarung 
ausgesprochenen Zulassungen für die vor- 
gesehene Dauer gültig. 

Zu Urkund des.sen haben die Unterzeich- 
neten diese Vereinbarung mit ihrer Unter- 
schrift und ihren Siegeln versehen. 

Gefertigt in Bonn am 18. Januar 1952 in 
doppelter Urschrift in deutscher und franzö- 
sicher Sprache, wobei der Wortlaut in beiden 
Sprachen verbindlich ist. 

Für die 

Bundesrepublik Deutschland: 
gez. S c h e u b 1 e 

Für das 

Königreich Belgien: 
gez. F. M u ü 1 s 
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Schlußprotokoll 


Bei der Unterzeichnung der Vereinbarung 
über Gastarbeitnehmer haben die vertrag- 
schließenden Teile beschlossen, die Verein- 
barung gemäß den folgenden Bestimmungen 
anzuwenden. 

Den deutschen Staatsangehörigen gleich- 
gestellt werden die Flüchtlinge oder Ver- 
triebenen deutscher Volkszugehörigkeit — 
oder solche, deren Vorfahren zu irgendeinem 
Zeitpunkt die deutsche Staatsangehörigkeit 
besaßen — sowie ihre Ehegatten oder Nach- 
kommen, soweit sie in dem der Oberhoheit 
der Regierung der Bundesrepublik Deutsch- 
land unterliegenden Staatsgebiet wohnen. 


Gefertigt in Bonn am 18. Januar 1952 in 
doppelter Urschrift in deutscher und franzö- 
sicher Sprache, wobei der Wortlaut in beiden 
Sprachen verbindlich ist. 

Für die 

Bundesrepublik Deutschland: 
gez. S c h e u b 1 e 

Für das 

Königreich Belgien: 
gez. F. M u ü 1 s 


Begründung 


Das Abkommen zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und dem König- 
reich Belgien über Gastarbeitnehmer vom 
18. Januar 1952 hat das Ziel, die berufliche 
und sprachliche Fortbildung der Arbeit- 
nehmer der beiden Staaten durch eine vor- 
übergehende Auslandstätigkeit zu fördern. 
Vor dem zweiten Weltkrieg bestanden 
zwischen Deutschland einerseits und Frank- 
reich, Großbritannien, Italien, Belgien und 
den Niederlanden andererseits bereits Gast- 
arbeitnehmerabkommen. Die Bemühungen 
der Bundesrepublik Deutschland, nach dem 
zweiten Weltkrieg erneut Gastarbeitnehmer- 
abkommen abzuschließen, haben bisher zum 
Abschluß von Abkommen mit Frankreich 


und Österreich geführt. Das Abkommen mit 
Frankreich wurde am 10, Juli 1950 unter- 
zeichnet und am 9. Mai 1951 von deutscher 
Seite ratifiziert. Das Abkommen mit Öster- 
reich wurde am 23. November 1951 unter- 
zeichnet. Das vorliegende Gastarbeitnehmer- 
abkommen mit Belgien erstreckt sich ebenso 
wie die Abkommen mit Frankreich und 
Österreich auf Angehörige aller Berufe. Das 
Jahreskontingent ist auf 150 Gastarbeit- 
nehmer festgesetzt. Das Abkommen mit 
Belgien enthält die gleichen Vorschriften wie 
die Abkommen mit Frankreich und Öster- 
reich. Es wird deshalb davon abgesehen, zu 
den Vorschriften im einzelnen Stellung zu 
nehmen. 
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